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Handelszeitung online 10.1.2024 
«Jetzt muss die SNB zu Devisenkäu-
fen bereit sein»
Warum sollte der Franken künst­
lich geschwächt werden? 
 – Wirtschaft läuft heiss in der 
Schweiz: Fachkräftemangel, re­
kordverdächtig niedrige Arbeits­
losigkeit 
 – Höchste Nettoeinwanderung der 
letzten Jahre 
 – Inflationsbereinigt entspricht 
der Euro-Franken-Wechselkurs 
demjenigen vom Jahr 2017, wo ist 
das Problem? Nicht der Franken ist 
stark, sondern der Euro schwach 
 – Eine schwache Rezession in der 
Schweiz wäre nur gesund, die Fol­

gen wären eine Normalisierung der 
Einwanderung, des Fachkräfteman­
gels, der Haus- und Wohnungs­
preise, der Mieten und so weiter. 
Wir sind nicht übermässig ver­
schuldet und brauchen keine In­
flation. Ich sehe keinen Grund, 
den Franken zu schwächen und 
die Bilanzsumme künstlich aufzu­
blähen. Im Gegenteil, sie sollte ab­
gebaut werden.
HZ-Benutzername: Gegenschulden

Handelszeitung online 17.1.2024 
«Die Schweiz glänzt bei der Arbeits-
losigkeit nur auf den ersten Blick»
Die Anforderungsprofile der offe­
nen Stellen sind utopisch und 

werden unter dem Argument,  
die Schweizer Stellensuchenden 
würden die Anforderungen nicht 
erfüllen, mit Personen aus dem 
Ausland besetzt, die billiger sind!
HZ-Benutzername: faith64

Die Arbeitslosenzahlen in der 
Schweiz sagen tatsächlich nur et­
was über die bei einem RAV gemel­
deten Personenzahlen aus. Alle 
Ausgesteuerten werden nicht mehr 
erfasst. Es liegt an den Firmen, die­
se Fachkräfte mit all ihren Erfah­
rungen – trotz des Alters – abzuho­
len und nicht über den sogenann­
ten Fachkräftemangel zu klagen.
Ursin Gold
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Novartis

Teilzeitschelte

Kommunikation ist Chefsache 

Der Vollzeitbonus ist nicht nur 
unsinnig, sondern auch unliberal

Es ist ein alljährliches Ritual. Immer Anfang Jahr 
laden die Schweizer Unternehmen zur Bilanz­
medienkonferenz. Die Chefs und Chefinnen 

präsentieren ihre Zahlen und machen wie der ehe­
malige Roche-Konzernchef Severin Schwan gerne 
auch mal ihrem Ärger über regulatorischen Übereifer 
und politische Versäumnisse Luft.

Bei den meisten Unternehmen ist der Termin Chef­
sache. Nicht aber bei Novartis. Hier überlässt der 
Konzernchef das Terrain seinem Finanzchef.  
Vas Narasimhan selbst beschränkt sich darauf, «den  
Tag hindurch mit den Medien in Kontakt zu treten». 
Etwas weniger vornehm formuliert: Der Konzern­
chef pflückt sich die Journalisten raus, mit denen er 
sprechen will. Eine solche Top-down-Kommunika­
tionspolitik ist befremdlich. Wenn es der Konzern­
chef des drittgrössten Unternehmens der Schweiz 
nicht schafft, einmal im Jahr allen Journalisten und 
Journalistinnen für Fragen zur Verfügung zu stehen, 
dann ist das ein Problem. Und unklug.

Unternehmen wie Novartis verlassen sich zu Recht 
darauf, dass die Gesellschaft dafür sorgt, dass sie 
ungestört forschen und operieren können; dass  

die Infrastruktur funktioniert, dass sie die Arbeits­
kräfte rekrutieren können, die sie brauchen, und 
dass das Steuerklima stimmt. Doch das Verhältnis 
zwischen der Gesellschaft und der Wirtschaft ist  
keine Einbahnstrasse. Auch die Chefs und Chefin­
nen stehen in der Pflicht; vor allem, wenn sie,  
wie Vas Narasimhan, Verantwortung in einem  
Unternehmen tragen, an dem ein substanzieller T 
eil der Schweizer Wirtschaftsleistung hängt. 

Damit wir uns richtig verstehen: Es geht hier nicht 
um das Ego einiger Journalisten und Journalistin­

nen. Es geht darum, dafür Sorge zu tragen, dass das 
ohnehin schon fragile Verhältnis zwischen der Ge­
sellschaft und der Wirtschaft nicht noch mehr Scha­
den nimmt. Wenn das Klima so ist, dass eine abstruse 
Konzernverantwortungsinitiative nur haarscharf an 
einem Ja vorbeischrammt, wenn finanzieller Erfolg 
wie jüngst beim Sportschuhhersteller On per se als 
Übervorteilung und damit als suspekt dargestellt 
wird, dann reicht es nicht, das Feld den wenigen 
wirtschaftsfreundlichen Politikern und Politikerin­
nen zu überlassen. Dann müssen sich die Chefs  
und Chefinnen schon selbst ins Zeug legen und  
der Öffentlichkeit klarmachen, dass wirtschaftliches 
Gedeihen und Wohlstand keine Selbstläufer sind, 
sondern jeden Tag hart erarbeitet werden müssen. 

Dass das möglich ist, beweisen die Konzernchefs 
von Roche und Nestlé, die sich regelmässig für 
Fragen zur Verfügung stellen, intensiv, authentisch. 
Zudem war es Vas Narasimhan selbst, der bei seinem 
Amtsantritt den Massstab für sich und sein Unter­
nehmen setzte. Er wolle Novartis zum «verlässlichs­
ten Partner» für die Gesellschaft machen. So gesehen 
ist die Kommunikationspolitik von Novartis auch 
eine Absage an die eigenen Ambitionen.

A soziale und Profiteure des Systems, 
schuld am Fachkräftemangel, schuld 
an der hohen Zuwanderung: Teil­
zeitbeschäftigte müssen sich derzeit  
einiges anhören. Man kommt sich 

fast wie ein Schuft vor, wenn man als Vater das 
Pensum reduziert, um mehr für die Kinder da  
zu sein und der Partnerin die Karrierechancen  
offenzuhalten. Bei genauerem Hinschauen richtet 
sich die Teilzeitschelte in der Regel nicht an die 
engagierten Jungväter und auch nicht an die  
über 300 000 Unterbeschäftigten, die sofort mehr 
arbeiten würden, wenn sie bloss etwas fänden.

Feindbild der Teilzeitkritikerinnen und -kritiker 
sind die «Faulen», die kinderlosen Akademiker 
und Akademikerinnen mit den guten Löhnen,  
die sich die Drei- oder Viertagewoche leisten  
können, aber mit ihrem Einkommensverzicht  
wegen der Progression überproportional Steuern 
sparen und weniger in die Sozialwerke einzahlen, 
als sie eigentlich könnten. Sie verdanken der  
Allgemeinheit ihre Ausbildung, geben ihr aber 
nicht genug zurück, so der Tenor. Und die Lücken 
müssen dann die deutschen Ärztinnen und polni­
schen Ingenieure füllen.

Genau diese Gruppe von freizeitaffinen Teilzeitlern 
soll nun über steuerliche Anreize zu höherem  
Arbeitseinsatz motiviert werden. Mit einem  
Vollzeitbonus oder einem Steuerabzug für hohe 
Pensen. Das Problem an solchen Vorschlägen:  
Sie bestrafen auch jene, die unfreiwillig kleine  
Pensen haben oder bei der Kinderbetreuung helfen. 

Und sie belohnen all jene, die schon heute Vollzeit 
arbeiten. Um das Anreizsystem fair zu gestalten, 
müsste man im Einzelfall beurteilen, ob die Person 
nicht etwas mehr arbeiten könnte. Es wäre de facto 
die Abkehr vom Grundsatz, die Leute danach zu 
besteuern, was sie effektiv verdienen, hin zur Be­
steuerung des Soll- oder Potenzial-Einkommens. 
Das wäre mit einem immensen bürokratischen 
Aufwand verbunden und gäbe den Steuerbehör­
den viel Ermessensspielraum. 

Deshalb ist die Idee eines Vollzeitbonus nicht nur 
unpraktikabel, sondern auch unliberal. Es bestünde 
zwar nicht gerade ein Vollzeitzwang, aber der Staat 
würde dieses Arbeitsmodell belohnen und sich 
damit in die individuelle Entscheidung bezüglich 
dessen einmischen, wie viel man arbeiten und  
verdienen möchte.

Zu Ende gedacht bedeutet die Idee, die Leute  
nach ihrem hypothetisch möglichen Einkommen 
zu besteuern, sodass all jene steuerlich benach­
teiligt würden, die nicht nach Lohnmaximierung 
streben. Medizinerinnen könnten in der Pharma 
doch mehr verdienen, und Wirtschaftsjournalis­
ten sollen doch gefälligst zu den Banken wechseln.

Doch die Menschen dazu zu bewegen, Arbeits­
maschinen und BIP-Maximierer zu werden, kann 
nicht Aufgabe des Staates sein. Ein liberaler Staat 
muss sich nicht darum kümmern, wer wie viel  
aus seiner Arbeitskraft herausholt. Denn in einem 
funktionierenden Markt sollte der Preis bezie­
hungsweise der Lohn Anreiz genug sein.

13. AHV-Rente

D ie 13. AHV-Rente findet in Umfragen immer  
noch deutliche Mehrheiten. Dabei ist sie  
gemäss ihren Gegnern verantwortungslos, 

teuer und unsozial. Sind also die Befragten ver­
rückt geworden? Nein! Entrückt ist die Politik  
der Gegner mit Bundesrat und Economiesuisse. 

Ein Abstimmungsplakat fragt die Grosseltern  
suggestiv: «Die Enkel belasten?». Dabei müssten 
gerade liebende Grosseltern für die 13. AHV-Rente 
stimmen – und sie dann ihren Enkeln schenken. 
Diese müssten zwar für die Finanzierung der  
zusätzlichen Rente noch mehr Steuern zahlen.  
Aber unter Berücksichtigung der innerfamiliären  
Zuwendungen würden sie profitieren, denn es  
gibt Nettozahler: Die Zuwanderer der letzten und 
kommenden Jahrzehnte. Bei den 30- bis 40-Jähri­
gen sind schon gut 40 Prozent der Einwohner  
Ausländer. Sie haben selten Eltern mit Anspruch 
auf AHV und kein Stimmrecht. Hingegen haben 
die Alten mit AHV und ihre Nachkommen zumeist 
Stimmrecht. Deshalb ist die Mehrheit der Stimm­
berechtigten für mehr Rente. 

Die 13. AHV-Rente ist trotz der Begünstigung Ein­
heimischer eine schreckliche Vorlage. Sie plündert 
und destabilisiert das Rentensystem. Aber leider 
ist sie nur eines von vielen Beispielen dafür, wie 
die Personenfreizügigkeit die Schweizer Erfolgsre­
zepte aushebelt. Wegen der Personenfreizügigkeit 
lohnt es sich für «normale» Bürgerinnen und  
Bürger nicht mehr, für kluge Politik einzustehen, 
welche die Lebensqualität erhöht. Denn mit der 
Lebensqualität wachsen auch die Standortattrakti­
vität und damit der Zuwanderungsdruck und die 
Füllungseffekte durch Verknappung und Verteue­
rung von Boden, Infrastruktur, Umweltgütern und 
Selbstversorgungszielen, was die Erträge guter  
Politik überkompensieren kann. Schlechte Politik 
wie eben eine 13. AHV-Rente oder all die markt­
feindlichen flankierenden Massnahmen in den 
Arbeits- und Immobilienmärkten werden deshalb 
bei den Stimmberechtigten immer beliebter.

All das scheint dem Bundesrat und Economiesuisse 
egal zu sein. Sie betonen nur die Vorteile der Perso­
nenfreizügigkeit, aber ignorieren ihre Nachteile.  
In den laufenden Verhandlungen mit der EU schei­
nen sie keinerlei Absicht zu haben, die Zuwande­
rung zu bremsen. Dabei müssten sie jetzt Lösungen 
zur Senkung des zu hohen Bevölkerungswachstums 
anstreben. Denn noch könnten sie sich darauf beru­
fen, dass die Personenfreizügigkeit unter völlig fal­
schen Annahmen über die Zuwanderung eingeführt 
wurde. Wenn aber die Schweiz den vom Bundesrat 
anvisierten Vertrag mit der EU unterschreibt, wird 
sie endgültig in der Personenfreizügigkeit gefangen 
– mit allen negativen Folgen für die weitere Politik 
und unsere Lebensqualität.

Schlechte Politik 
vermehrt sich

Reiner Eichenberger
Professor für Finanz- und Wirtschaftspolitik  

an der Universität Freiburg

Peter Rohner
Chefökonom

Seraina Gross
Stv. Ressortleiterin Unternehmen

«Wie viel man  
arbeiten und verdienen 

möchte, ist nicht 
Sache des Staates.»

Reiner Eichenberger ist regelmässiger Kolumnist der  
«Handelszeitung». Die in den Kolumnen vertretenen  
Ansichten können von jenen der Redaktion abweichen.


